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Peter Tobiassen

Die Wehrpflicht muss sich an der
Wehrgerechtigkeit messen lassen
Anmerkungen zu den Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts
und des Verwaltungsgerichts Köln

ir hab en gewonnen ! « , verkündete Verteidi-
gungsminister Peter Struck der versammel-

ten Pre sse
1 )

, als er am 1 9 . Januar 2 0 0 5 nach der Ent-
scheidung de s Bundesverwaltungsgerichts in Leip-
zig zur Wehrgerechtigkeit

2 )

gefragt wurde . Hätte er
die Entscheidungsgründe zu diesem Zeitpunkt
schon gekannt, wäre sein Urteil vermutlich vor-
sichtiger au sgefallen . E s war nämlich allenfalls ein
Pyrrhussieg.

»M an würde gern wissen, mit welchem Gerech-
tigkeitsverständnis man in Leipzig die Welt sieht« ,
kommentierte die »Mitteldeutsche Zeitung« das Ur-
teil .

3 )

D as kommt der S ache schon näher.
D as Bunde sverwaltungsgericht hatte über die

Aufhebung eines Einb erufungsb escheide s durch
das Verwaltungsgericht Köln

4)

zu entscheiden . Die
Verwaltungsrichter hielten die Ende 2 0 0 3 gelten-
den Einb erufungsregelungen, nach der zum B ei-
spiel T3-gemusterte o der verheiratete Wehrpflich-
tige nicht einb erufen wurden, für rechtswidrig,
vor allem de shalb , weil diese keine ge setzliche
Grundlage hatten, sondern quasi willkürlich von
der Verwaltung fe stgelegt waren .

In die sem Punkt gab das Bunde sverwaltungsge-
richt den Kölner Richtern Recht. »Die Einberu-
fungspraxis der Wehrersatzb ehörden (war) zum
Zeitpunkt der Heranziehung des Klägers obj ektiv
rechtswidrig, weil eine große Anzahl Wehrpflichti-
ger ohne gesetzliche Grundlage nur aufgrund von
Verwaltungsanordnungen – so genannter adminis-
trativer Wehrdienstau snahmen – nicht zum Wehr-
dienst einb erufen wurden« , heißt e s in der Presse-
mitteilung

5 )

zu der Entscheidung. Ab er der D eut-
sche Bundestag hatte − so die Meinung der Leipzi-
ger Richter − den Fehler wett gemacht, weil er zum

Zeitpunkt der Entscheidung des Bunde sverwal-
tungsgerichts die »obj ektiv rechtswidrige« Verwal-
tungspraxis ins Ge setz

6)

aufgenommen hab e .
Mit der Ge setzesänderung wurde die Untaug-

lichkeitsquote von 1 7 % auf 3 4 % ho chgeschraubt.
Am 1 . Oktob er 2 0 0 4 konnten sich ausweislich der
Statistik

7)

de s Bundesverteidigungsministeriums
2 8 0 . 0 0 0 tauglich gemu sterte Wehrpflichtige freu-
en . Mit einen Federstrich wurden sie für untaug-
lich erklärt und müssen nun keinen Wehr- o der Zi-
vildienst mehr leisten .

D as Bundesverwaltungsgericht hat e s dem Ge-
setzgeb er weitgehend freige stellt, Ausnahmen
nach eigenem Gusto zu regeln . Wichtig ist nur, dass
die Ausnahmen im Ge setz stehen . D er – nicht ganz
ernst gemeinte – Vorschlag der Zentralstelle KDV,
blonde Wehrpflichtige zukünftig für untauglich zu
erklären, weil sie mit ihrer Haarfarb e in den meis-
ten »dunkelhaarigen« Einsatzgebieten die Sicher-
heit der Truppe gefährden könnten, wäre nach
Meinung des Bunde sverwaltungsgericht durchau s
realisierb ar. »D asselb e gilt, wenn die Anforderun-
gen an die gesundheitliche Eignung der Wehr-
pflichtigen für den Wehrdienst verschärft werden .
Diese Anforderungen sind eb enfalls nicht verfas-
sungsrechtlich ein für alle M al vorgegeb en, son-
dern können vom Ge setzgeber in Abhängigkeit
von den wechselnden Aufgab en der Bunde swehr
unterschiedlich streng geregelt werden . «

8)

An die ser Stelle mu ss der Gesetzgeb er ab er no ch
nacharb eiten . »D er Ge setzgeb er genießt b ei der
Festlegung der Wehrdienstausnahmen und Einb e-
rufungshindernisse eine weitgehende , wenn-
gleich nicht uneingeschränkte Ge staltungsfrei-
heit. Insoweit b edarf e s einer Abwägung zwischen
der Notwendigkeit einer wirksamen Lande svertei-
digung und der Erfüllung der Bündnisverpflich-
tungen einerseits und den Anforderungen der
Wehrgerechtigkeit andererseits . . . . Wehrgerechtig-
keit ist also nur gewährleistet, wenn die Zahl derj e-

1 ) »Auf einer Pre ss eko nfe renz in B e rlin hat Verte idigungs minis ter
Peter Struck s e ine Pläne für die Bund eswehr des J ahres 2 0 0 5 b e-
kannt gegeb en . D eutlich äuße rte s ich der M inis te r zur Frage d er
Wehrp flicht. >Wir h ab e n gewo nne n <, b e to nte er b ezugnehmend
auf d as Urte il de s Bunde sve rwaltungsge richts . D ies es hatte b e stä-
tigt, d ass die E inb erufungsp raxis der Bund eswehr re chtm äßig s ei .
Er s elb st werde sich weite r une inge s chränkt für die Wehrp flicht
eins etz e n . « Quelle : http ://www. b mvg . de/C 1 2 5 6F 1 2 0 0 6 0 8B 1 B/
Curre ntB as e Link/W2 6 8YCUG8 1 2 I N FODE

2 ) Bunde sverwaltungsge richt, Urteil vo m 1 9 . 1 . 2 0 0 5 − BVerwG 6 C
9/0 4; Quelle : http ://www. z entrals telle-kdv. de/p res s e-5 9-0 1 . p df

3) Mitteldeuts che Z e itung H alle vo m 2 0 . 1 . 2 0 0 5 ; Qu elle : http ://
www. p res s ep o rtal . d e/sto ry. htx? nr= 63 8 9 3 6

4) Ve rwaltungsgericht Köln, Urteil vo m 2 1 . 4 . 2 0 0 4 − 8 K 15 4/0 4 ; Qu el-
le : http ://www. z entrals telle-kdv. de/aktuell2 5 . htm

5 ) Bunde sverwaltungsge richt, Pre ss e mitte ilung Nr. 1/2 0 0 5 vo m
1 9 . 1 . 2 0 0 5 ; Quelle : http ://www. bunde sverwaltungs gericht. de

/e nid/48 0 8 afd 1 1 ae 6 8f3 4 e4fb c0 d 5 79 eb 4 ae 5 , 768 69 c73 65 6172 63
68 5 f6 4 697370 6 c61794 3 6f6 e74 61 69 6 e 65 72 0 9 2 d0 9 3 43 9 3 4 3 4/Pre s-

s emitteilungen/Pre ss e mitte ilunge n_9 d . html

6) Zweite s G e s e tz zur Änderung des Zivildie ns tge s e tz es und ande-
re r Ge s e tze − 2 . Z D GÄndG , Bundes tags drucks ache 15/32 79 ; Bun-
de sges e tzblatt 2 0 0 4, Teil I , Nr. 5 1 S eite 2 35 8 , vo m 2 9 . 9 . 2 0 0 4

7) In de r mündliche n Verhandlung des Bunde sverwaltungsgerichts
am 19 . 1 . 2 0 0 5 üb erreichte der Proz e ssve rtre te r d es Bunde s mini-
ste riums d er Verteidigung d em G e richt Statis tiken zur Aus s chö p-
fung der J ahrgänge . Am 3 0 . 9 . 2 0 0 4 waren 7 1 0 . 35 7 Angehö rige d er
G eburtsj ahrgänge 1 974 b is 1 9 84 als »nicht wehrdie ns tfähig« einge-
stuft. Im D ez e mb er 2 0 0 4 unte rfiele n 9 9 3 . 175 Wehrp flichtige die-
s er Tauglichkeits s tufe .

8) Bunde sverwaltungsge richt, Urteil vo m 1 9 . 1 . 2 0 0 5 − BVerwG 6 C
9/0 4; Ab s chnitt II , 2 , a, c c, 1 Quelle : http ://www. z entralstelle −
kdv. d e/p re ss e − 5 9 − 0 1 . p df
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nigen, die tatsächlich Wehrdienst leisten, der Zahl
derj enigen, die nach M aßgabe der B estimmungen
de s Wehrpflichtgesetze s für den Wehrdienst zur
Verfügung stehen, zumindest nahe kommt. D ie ver-
fügb aren Wehrpflichtigen eines Jahrgangs mü ssen
daher, von einem administrativ unvermeidb aren

>Ausschöpfungsre st < abgesehen, bis zum Erreichen
der Altersgrenze ihren Grundwehrdienst ab sol-
viert hab en . «

9)

Mit Hilfe der Ge setzesänderung
1 0)

im Oktober
letzten Jahres wurde erreicht, dass die Zahl der für
den Grundwehrdienst verfügb aren Wehrpflichti-
gen auf etwa 1 2 0 . 0 0 0 Wehrpflichtige

1 1 )

abgesenkt
wurde . Einberufen werden können ab er j eweils
nur unter 60 . 0 0 0

1 2 )

, also nicht einmal 5 0 % . Von ei-
nem zulässigen »administrativ unvermeidb aren
Ausschöpfungsre st« kann bei 5 0 % wohl kaum die
Rede sein . Vermutlich muss der Ge setzgeb er do ch
no ch die Blonden für untauglich erklären . Jeden-
falls erfüllt die heutige Wehrpflichtre alität nicht
die Kriterien, die das Bundesverwaltungsgericht
angelegt hat. »Uns wurde eine Schonfrist ein-
geräumt. Wir müssen no ch nacharbeiten« , hätte
Struck vermutlich ge sagt, wenn er das ganze Urteil
gekannt hätte .

D as Verwaltungsgericht Köln
1 3 )

hat sich inzwi-
schen in einem neuen Fall mit der Entscheidung
de s Bunde sverwaltungsgerichts auseinanderge-
setzt. D er B eschluss der Richter lässt aufhorchen :
»E s wird eine Entscheidung de s Bundesverfas-
sungsgerichts zu der Frage eingeholt, ob die allge-
meine Wehrpflicht gemäß § 1 Ab s . 1 , § 3 Ab s . 1 i .V. m .
§ 2 1 Wehrpflichtgesetz mit dem Grundgesetz un-

vereinb ar sind . « Nun ist die Frage nach der Wehrge-
rechtigkeit also dort, wo sie möglicherweise do ch
hingehört. Die Bundesregierung und das Parla-
ment hab en sich in der letzten Zeit wiederholt als
unfähig erwiesen, eine Entscheidung zu treffen .
D ab ei war die SPD im Januar 2 0 0 5 schon auf gutem
Wege , mit dem Vorschlag einer freiwilligen Wehr-
pflicht in Anlehnung an die Regelungen in den
skandinavischen Länder einen Ausweg aus dem Di-
lemma zu finden .

14)

Wo nur no ch Freiwillige die-

nen, stellt sich die Wehrgerechtigkeitsfrage allen-
falls noch theoretisch. Ab er der Verteidigungsmi-
nister missdeutete nicht nur die Entscheidung de s
Bundesverwaltungsgerichts , sondern wie s mit ei-
nem Machtwort auch seine Geno ssen in die von
ihm aufge stellten Schranken : »E s gibt keinen Kom-
promiss in der Frage der Wehrpflicht. «

1 5 )

D amit ist
die Frage nun durch andere zu lö sen, entweder
durch die Verteidigungspolitiker der CDU o der
eb en durch das Bundesverfassungsgericht.

»Mithin wird nach dem Wehrpflichtgesetz nicht
einmal mehr j eder zweite Wehrpflichtige , der
Wehrdienst leisten könnte , zum Wehrdienst heran-
gezogen . Dies ist nach Auffassung der Kammer mit
dem Geb ot der staatsbürgerlichen Pflichtengleich-
heit in Gestalt der Wehrgerechtigkeit nicht verein-
b ar«

1 6)

, heißt e s am Schluss der aktuellen Kölner Ent-
scheidung. Zuvor hatten die Richter – gestützt auf
die Zahlen, die das Verteidigungsministerium ih-
nen zur Verfügung ge stellt hatte – fe stge stellt, dass
von den bereits abgeschlo ssenen Geburtsj ahrgän-
gen 1 970 bis 1 975 durchschnittlich rund 4 0 % für
den Grundwehrdienst verfügb ar waren . Nach den
Kriterien, die für diese Geburtsj ahrgänge galten,
stehen b ei den aktuellen Geburtsj ahrgängen ( 1 9 8 2
bis 1 9 9 0) zwischen 1 70 . 0 0 0 und 1 8 0 . 0 0 0 Wehr-
pflichtige für die Bundeswehr zur Verfügung. Tat-
sächlich einb erufen werden sollen ab er weniger
als 70 . 0 0 0 .

Nach Meinung de s Bunde sverwaltungsgerichts
hat der Ge setzgeb er die Möglichkeit, mehr o der
minder beliebig an den Regelungen der Wehr-
dienstausnahmen so zu drehen, dass Wehrpflichti-
ge nur im Umfange des j eweiligen B edarfs verfüg-
b ar bleib en . Durch die Untauglicherklärung der ei-
gentlich tauglich T3-Gemu sterten und der Freistel-
lung von Vätern und Verheirateten wurde die Zahl
der Verfügb aren auf rund 1 2 0 . 0 0 0 gesenkt. D as
Verwaltungsgericht Köln hat gegen diese willkürli-
che Verringerung allerdings B edenken .

»Nach Auffassung der Kammer wird die ser An-
satz de s Bundesverwaltungsgerichts dem Geb ot
der Wehrgerechtigkeit nicht gerecht. Wenn sich
zwischen der Zahl der für die Bundeswehr verfüg-
b aren und der Zahl der tatsächlich einb erufenen
Wehrpflichtigen eine Lücke auftut, die dem Grund-
satz der Wehrgerechtigkeit widerspricht, dann
kann es nicht unb egrenzt in der M acht de s Gesetz-
geb ers stehen, die se Lücke durch eine sachgerech-
te Neuregelung der Verfügb arkeitskriterien und
Erweiterung der Wehrdienstausnahmen zu
schließen . Aus dem Verfassungsgeb ot der staats-
bürgerlichen Pflichtengleichheit in Gestalt der
Wehrgerechtigkeit (BVerfGE 69 , 1 (2 4)) ist es dem
Ge setzgeber verwehrt, die Wehrpflicht allein an
dem Kriterium der B edarfslage auszurichten . Eine

9) Bund esverwaltungsgericht, Urte il vo m 19 . 1 . 2 0 0 5 − BVe rwG 6 C
9/0 4 ; Ab s chnitt II , 2 , a, cc, 1 Quelle : http ://www. z e ntralstelle-
kdv. de/p res s e-5 9-0 1 . p df

1 0) Zwe ites Ge s etz zur Ände rung de s Zivildienstges etz e s und ande-
re r G es etz e – 2 . ZD GÄnd G, Bunde stags dru cks ache 15/3 2 79 ; Bun-
de sge s etzblatt 2 0 0 4 , Te il I , Nr. 5 1 S eite 2 35 8 , vo m 2 9 . 9 . 2 0 0 4

1 1 ) »Aufko mmen an Wehrp flichtige n − In 2 0 0 4 we rde n rund 4 3 6 . 9 0 0
1 8j ährige M änner de s G eburtsj ahrgangs 1 9 8 6 in die Wehrp flicht
hine inwachs e n . B is 2 0 0 6 ste igt die s e Z ahl zunächs t auf b is zu
45 3 . 6 0 0 Wehrp flichtige (G eburtsj ahrgang 19 8 8) . Ab 2 0 0 9 s inke n
die J ahrgangs s tärke n d ann ko ntinuie rlich auf circ a 374 . 5 0 0 imJ ahr
2 0 1 3 . D ie s e s is t insb e s o ndere auf ein ge ringere s Aufko mme n in
de n neuen Bundesländern zurückzuführen, wo s ich die J ahr-
gangs s tärke n ab G eburtsj ahrgang 19 9 1 nahezu halb ie ren we rde n .
D ie durchs chnittliche J ahrgangss tärke wird zwis che n 2 0 0 4 und
2 0 14 vo rauss ichtlich b ei rund 4 15 . 0 0 0 M änne rn liegen . D avo n wer-
de n ab er le diglich gut 1 2 0 . 0 0 0 für den Wehrdiens t zur Ve rfügung
s tehe n . « Quelle : http ://www. bund eswehr. de/C 1 2 5 6 E F40 0 2AE D
3 0/Curre ntB as e Link/N 2 6 4HLJC 9 55 MM I SDE

1 2 ) Siehe Pers o nalplanung d er Bundeswehr, zum B eisp iel unte r
http ://www.bundeswehr. d e/C 1 2 5 6E F4 0 0 2AE D 3 0/Curre ntB as e-

Link/N 2 64HULH78 0M M I S DE

1 3) Ve rwaltungsge richt Köln, B e s chlus s vo m 15 . 4 . 2 0 0 5 – 8 K 85 64/0 4

14) »D änis ches M o d ell anges treb t − Einb erufen wird nur, wenn es

nicht genüge nd Freiwillige gib t« , D ie Welt, 14 . 1 . 2 0 0 5 , Quelle :
http ://www.welt. de/d ata/2 0 0 5/0 1/ 14/3 879 5 0 . html

15 ) »Stru ck: Kein Ko mp ro miss b ei de r Wehrp flicht« , D ie Welt, 2 1 . 1 .
2 0 0 5 ; Qu elle : http ://www.welt. de/d ata/2 0 0 5/0 1/2 1/39 15 3 0 . html

1 6) Ve rwaltungsge richt Köln, B e s chlus s vo m 15 . 4 . 2 0 0 5 – 8 K 8 5 64/0 4
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Rezensionen und Hinweise
Bea trix Müller-Ka mpel (Hrsg.): »Krieg ist derMord
a ufKo m ma ndo «. Bürgerliche und anarch istische
Friedensko nzepte. Bertha vo n Su ttner und Pierre
Ram us. Nettersheim, Verlag Graswurzelrevolutio n
2005; ISBN3-9806353- 7-6; 288 Seiten; 1 7, 80Euro

D er den S atz der Üb erschrift sagte , weilt schon
lange nicht mehr unter den Leb enden . Rudolf
Großmann alias Pierre Ramus , 1 8 8 2 in Wien geb o-
ren, ist 1 9 4 2 auf der Flucht vor den Nazi-Schergen
auf der Üb erfahrt in das neue Exilland Mexiko ge-
storb en . D azwischen lag ein engagiertes Leben als

Journalist, Schriftsteller und Redner. B eson-
ders hervorzuheb en sind sein antimilitaristische s
Engagement und sein Eintreten für eine freie anti-
autoritäre Erziehung sowie für eine geno ssen-
schaftliche Ökonomie . Die Ideen und Gedanken
von Pierre Ramus lassen sich wieder entdecken in
der gerade von B e atrix Müller-Kampel herausgege-
benen S ammlung historischer Texte zum Thema
Friedenskonzepte . Ramus ´ S atz »Krieg ist Mord auf
Kommando« hat dem Buch seinen Titel gegeb en . In
die sem steht Ramus exemplarisch für die anarchis-
tische Konzeption, die im Staat die entscheidende
Kriegsursache erkannte und zur Verweigerung
und schließlich Revolution gegen den Krieg
aufrief.

Die andere Tradition im Kampf gegen den
Krieg, die p azifistische , setzte darauf, dass durch
zunehmende Rationalität auch die zwischenstaatli-
chen B eziehungen zivilisiert würden . In Müller-
Kampels Buch „ Krieg ist Mord auf Kommando “
wird diese Strömung insb esondere an der Person
B ertha von Suttner ( 1 84 3- 1 9 14) aufgezeigt. Ihr Le-
ben wird b e schrieb en als das einer Frau , die als Eu-
rop äerin aufgewachsen ist, als es noch kein Europ a
in heutiger Ge stalt gab .

Von Suttners ca. 3 0 Romanen ist einer weltb e-
kannt geworden : »Die Waffen nieder ! « 1 8 89 in ei-
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staatsbürgerliche Pflichtengleichheit ist nur ge-
währleistet, wenn sichergestellt ist, dass Wehr-
pflichtige umfassend und gleichmäßig herangezo-
gen werden . Wenn ab er nur no ch eine Minderheit
Dienst leistet und der Rest gesetzlich von der
Dienstleistung b efreit ist, so kann von einer glei-
chen Last für alle pflichtigen Bürger nicht mehr ge-
spro chen werden . «

1 7)

Offensichtlich machen die Kölner Richter in
den Gesprächen mit den Klägern die gleichen Er-
fahrungen wie wir in unseren Ge sprächen mit den
ratsuchenden Wehr- und Zivildienstpflichtigen .
»D em einzelnen Wehrpflichtigen wird es im Ergeb-
nis gleichgültig sein, ob die anderen, nicht eingezo-
genen wehrdienstfähigen Männer aufgrund einer
Ermessensentscheidung der Verwaltung o der auf-
grund von ge setzlich normierten Wehrdienstaus-
nahmen keinen Dienst zu leisten brauchen . Je
mehr junge Männer von der Dienstleistungspflicht

au sgenommen werden, desto mehr wird die eige-
ne Einb erufung als ungerecht empfunden . «

1 8)

Für die Wehrpflichtpraxis b edeutet der Vorlage-
b e schluss des Verwaltungsgerichts , dass nun im
B ereich de s Kölner Verwaltungsgerichts die Wehr-
und Zivildienstpflicht wieder weitgehend ausge-
setzt ist. E s wird sicher keinen Automatismu s ge-
b en, ab er j eder halbwegs juristisch versierte An-
walt dürfte eine Aussetzung o der Rücknahme de s
Einb erufungsb escheide s in die sem Gerichtsb ezirk
erreichen können . E s bleibt abzuwarten, ob sich
andere Verwaltungsgerichte dem Kölner Vorlage-
b e schluss anschließen und Einb erufungsb eschei-
de bis zur Entscheidung de s Bunde sverfassungsge-
richt aussetzen .

Peter To biassen ist Geschäftsführer der Zen tral-
stelle KDV.

17) Ve rwaltungsgericht Köln, B es chluss vo m 15 . 4 . 2 0 0 5 – 8 K 8 5 6 4/0 4 1 8) Ve rwaltungsgericht Köln, B es chluss vo m 15 . 4 . 2 0 0 5 – 8 K 8 5 6 4/0 4

Berichtigungen
zu Heft 05 (I/2005)

Im Inhaltsverzeichnis richtig ge schrieb en, in
der Üb erschrift auf Seite 3 zum Artikel »D eut-
sche Kriegspolitik − der falsche Weg« aber
falsch : D er Autor heißt Ulrich Finckh ; wir bitten
um Entschuldigung für das vergessene »h« .

Im Artikel von Knut Krusewitz »D as Trugbild
vom >demokratischen Frieden <« (Seite 7 ff.) sind
die Fußnoten teilweise fehlerhaft : Die Fußnote
14 b ezieht sich auf Wehler, Hans , 2 0 0 1 , Seite 1 0 6
(siehe Fußnotentext 1 8) , und nicht − wie ange-
geben − auf Mill, John Stuart. Fußnote 1 5 b ezieht
sich auf Mill (siehe Fußnotentext 1 4) , Fußnote
1 6 bezieht sich auf Smith, Adam (siehe Fußno-
tentext 1 5 ) , Fußnote 1 7 b ezieht sich auf Prib am,
Karl (siehe Fußnotentext 1 6) und Fußnote 1 8
b ezieht sich auf Mann, Michael (siehe Fußno-
tentext 1 7) . Ab Fußnote 1 9 ist alles wieder kor-
rekt.

Im B eitrag » Gegen falsche Alternativen« von
Matthias Engelke (Seite 2 7 f.) ist die Fußnoten-
nummerierung falsch : Im Text ist die Fußnote 2
zu streichen, Fußnote 3 wird zu 2 etc . ; in den
Fußnoten gehört der Text von Fußnote 3 zu 2 ,
Fußnote 4 wird entsprechend zu 3 und 5 zu 4 .

Wir bitten um Entschuldigung für die se Feh-
ler.


